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[bookmark: _Hlk200617722][bookmark: _Hlk210812755][bookmark: _Hlk216082470]Zehnjähriges Bestehen Krebsregister Brandenburg-Berlin (KKRBB)
(MASGZ Pressemitteilung vom 01.07.2026)

Am 1. Juli feierte das Klinisch-epidemiologische Krebsregister Brandenburg-Berlin sein zehnjähriges Bestehen. Es ist eine unverzichtbare Datenquelle zur Verbesserung der onkologischen Versorgung in der Region. Die bislang einzige länderübergreifende Einrichtung dieser Art wurde 2016 zunächst als klinisches Krebsregister beider Länder eingeführt und 2023 um den Bereich Epidemiologie erweitert. Zentrale Aufgabe des KKRBB ist die systematische Sammlung, Aufbereitung und Verfügbarmachung von Informationen zu Krebserkrankungen in Brandenburg und Berlin in Form einer Datenbank. In klinischen Krebsregistern werden Daten zu Krebserkrankungen und Therapien durch Meldung von meldepflichtigen Personen erfasst und ausgewertet. In epidemiologischen Krebsregistern werden dagegen das Auftreten und die Häufigkeit von Krebserkrankungen und deren Verteilung in der Bevölkerung erfasst. Der Bereich des klinischen Krebsregisters wird zu 90 Prozent von den gesetzlichen Krankenkassen finanziert, zehn Prozent tragen die Länder. Für das epidemiologische Krebsregister werden die Kosten vollständig von den Ländern getragen. Derzeit läuft eine bundesweite Evaluation zum Stand der Umsetzung der klinischen Krebsregistrierung, deren Ergebnisse voraussichtlich Ende Juli 2026 vorliegen werden. Die daraus resultierenden Handlungsempfehlungen sollen in den Abstimmungsprozess zu einer für 2027 geplanten Änderung des Staatsvertrags über das KKRBB einfließen. 

Woidke sieht Chancen im „Programm für Aufschwung und Beschäftigung“
(Staatskanzlei Pressemitteilung vom 02.07.2026)

Die Koalition aus SPD und CDU/CSU im Bund haben mit dem „Programm für Aufschwung und Beschäftigung“ ein Reformpaket aus 34 Maßnahmen vorgestellt. Mit dem Programm sollen Familien mit kleineren und mittleren Einkommen sowie Unternehmen und Kommunen entlastet werden. Ministerpräsident Dr. Dietmar Woidke begrüßt die Einigungen als „mutigen ersten Schritt“, dem jetzt schnell die Umsetzung folgen muss. Brandenburg wird den Reformprozess weiterhin konstruktiv und mit Augenmaß begleiten. 
Woidke betont, dass es wichtig ist, dass der Bund sein Versprechen einhält, die Steuerausfälle der Länder und Kommunen entsprechend auszugleichen. Für die Wirtschaft in Brandenburg sind das Bekenntnis zum Bürokratieabbau, die Vereinfachung des Datenschutzrechts und die Förderung von Zukunftstechnologien wichtige Zeichen dafür, dass die Forderungen der Unternehmen ernst genommen werden. Nun muss die Bundesregierung schnellstmöglich in die Umsetzung kommen, damit Erfolge sichtbar werden und die Unternehmen weiter bereit sind, in den Standort Deutschland zu investieren. 

Echte Strukturreformen anstelle Herumdoktern an Symptomen
(Hartmannbund Brandenburg, PM vom 10.07.2026)

Der Hartmannbund Brandenburg fordert, sich mit Nachdruck endlich dem Grundproblem des umlagefinanzierten GKV-Systems in Verbindung mit sozialversicherungspflichtigen Arbeitsplätzen zuzuwenden und zu reformieren. Die aktuelle Diskussion über das GKV-Beitragsstabilisierungsgesetz und die unausgegorenen Überlegungen zur Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung sei sinnbildlich für eine gewisse Ignoranz politischer Entscheidungsträger gegenüber den zentralen gesellschaftspolitischen Herausforderungen. Das weitere Aussitzen letzterer könne jedoch die Gesundheitsversorgung der Bevölkerung gefährden, warnt der Vorsitzende des Brandenburger Hartmannbundes, Dr. Hanjo Pohle. Die eigentlichen strukturellen Herausforderungen für die Gesundheitsversorgung durch Demographie und medizinischen Fortschritt bestünden nach wie vor. 
„Die Begründung aus der Politik, dass die Krankschreibungen in Deutschland mit durchschnittlich 17 Tagen im internationalen Vergleich zu hoch seien, ist nicht ohne Ironie, wenn man die Zahlen zum Krankenstand in den Regierungsbehörden zur Kenntnis nimmt. Diese lägen weit über dem Durchschnitt der Bevölkerung. Spitzenreiter ist der Bundesrat mit 25,2, gefolgt vom Bundestag mit 22,3 und als Dritter das Bundesministerium für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend mit 21,5 Krankheitstagen“, so der Rathenower Allgemeinmediziner. 
Die scharfe Kritik aus der Ärzteschaft an der Neuregelung zur Arbeitsunfähigkeit (AU) rühre nicht zuletzt auch daher, dass Ärzte originär dem Patienten verpflichtet seien. Sie dürfen sich niemals zum verlängerten Arm eines Staates machen, mit dem Ziel, auf dem Rücken der Patienten Krankschreibungen zu erschweren. Es müsse vielmehr darum gehen, die Ursachen eines hohen Krankenstandes zu bekämpfen. Konkret gehe es um gesellschaftliche Verhältnisse, die reaktiv Menschen in die AU treiben. 

Informationen der BAG SELBSTHILFE

BAG SELBSTHILFE zu den Reformplänen
(BAG SELBSTHILFE Pressemitteilung vom 03.07.2026)

Die BAG SELBSTHILFE sieht die Pläne der Bundesregierung, künftig bereits ab dem ersten Krankheitstag verpflichtend eine Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung vorzulegen, mit großer Sorge. Aus Sicht der Patient*innen führt die Regelung zu vermeidbaren Arztbesuchen, bindet wertvolle Ressourcen in den Praxen und verschärft die ohnehin angespannte Versorgungslage. Gerade Hausarzt und Facharztpraxen arbeiten vielerorts bereits an ihrer Belastungsgrenze. Zusätzliche Termine für die Ausstellung von Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen gehen zulasten der Versorgung von Patient*innen mit akutem oder chronischem Behandlungsbedarf. Die BAG SELBSTHILFE fordert deshalb, die knappen ärztlichen Kapazitäten konsequent dort einzusetzen, wo sie medizinisch erforderlich sind. Ebenfalls kritisch wird die geplante Abschaffung der telefonischen Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung bewertet. Die Telefon-AU hat sich insbesondere bei bekannten Patient*innen bewährt. Sie erspart unnötige Wege, reduziert Wartezeiten und schützt insbesondere immungeschwächte, älter oder chronisch kranke Menschen vor vermeidbaren Infektionsrisiken in Wartezimmern. Die BAG SELBSTHILFE appelliert an die Bundesregierung, die Auswirkungen der geplanten Regelungen auf die ambulante Versorgung und auf Menschen mit chronischen Erkrankungen sorgfältig zu prüfen. Ziel muss eine patientenorientierte Gesundheitsversorgung sein, die medizinische Notwendigkeit, Versorgungssicherheit und einen verantwortungsvollen Einsatz der vorhandenen Ressourcen miteinander verbindet. Bürokratische Pflichten dürfen nicht dazu führen, dass die Versorgung derjenigen beeinträchtigt wird, die dringend auf ärztliche Hilfe angewiesen sind. 

Tipps & Informationen 

Unsichtbare Behinderungen sichtbar machen

Nicht alle Behinderungen, Erkrankungen oder chronischen Gesundheitsprobleme sind auf den ersten Blick sichtbar. Zu den nichtsichtbaren Beeinträchtigungen zählen u.a.:
· [image: ]chronische Erkrankungen wie Asthma, Diabetes, chronische Schmerzen oder Herzerkrankungen
· neurologische Erkrankungen und Entwicklungsstörungen wie Parkinson, ADHS oder Autismus
· kognitive Beeinträchtigungen, beispielsweise Legasthenie, Demenz oder Lernschwierigkeiten
· psychische Erkrankungen wie Angststörungen oder Depressionen 
· Sprach- und Sehbeeinträchtigungen 

Menschen mit einer unsichtbaren Beeinträchtigung stoßen häufig auf Unverständnis, da ihre Einschränkungen von anderen nicht erkannt oder angezweifelt werden. Oft wird angenommen, dass keine Unterstützung notwendig sei, weil die Beeinträchtigung äußerlich nicht erkennbar ist. Um mehr Verständnis, Rücksicht und Inklusion zu fördern, wurde die Initiative Hidden Disabilities Sunflower ins Leben gerufen. Das Hidden Disabilities Sunflower (Sonnenblumen-Symbol) ist ein weltweit anerkanntes Zeichen, das Menschen mit unsichtbaren Behinderungen verwenden können, um ihre Bedürfnisse nach Unterstützung, Geduld oder Verständnis zu signalisieren. Ursprünglich wurde es 2016 am Flughafen Gatwick in Großbritannien entwickelt, um Menschen mit unsichtbaren Behinderungen das Reisen zu erleichtern. Seitdem hat es sich in vielen Bereichen des öffentlichen Lebens, wie Supermärkten, Krankenhäusern, Verkehrsmitteln und kulturellen Einrichtungen etabliert. 
Das Sunflower-Schlüsselband ist kostenlos und ohne Nachweis an folgenden Stellen erhältlich:
· Flughafen Berlin-Brandenburg (BER) – Das Band wird an den Fluggastinformationen in den Terminals 1 und 2 sowie beim Mobility Service ausgegeben. Ein Nachweis ist dafür in der Regel nicht erforderlich. 
· SoVD Berlin-Brandenburg – Mitglieder des Sozialverbands können das Sunflower-Band in der Landesgeschäftsstelle erhalten. Vorherige Anmeldung wird empfohlen. 
· Direkt über autorisierte Stellen bestellen – z.B. bietet FASD Deutschland sowie der Autismus Verlag offizielle Sunflower-Schlüsselbänder an
[image: Hidden Disabilities Sunflower]
Weitere Informationen unter: https://hdsunflower.com/de/


Elektronische Patientenakte: Neue Funktionen werden schrittweise ausgerollt
(Deutsches Ärzteblatt vom 01.07.2026)

Die Weiterentwicklung der Elektronischen Patientenakte (ePA) geht voran. Die ePA-Apps der Krankenkassen sollen ab 1. Juli schrittweise ein Update mit neuen Funktionen erhalten. Neu hinzukommen sollen Push-Benachrichtigungen, mit denen über Aktivitäten innerhalb der ePA informiert werden soll. Wer diese Benachrichtigungen aktiviert, kann damit zukünftig beispielsweise über das Einstellen von Befunden direkt Bescheid erhalten, ohne die App dafür öffnen zu müssen. Die Patient*innen können selbst einstellen, worüber sie informiert werden möchten. Ab Mitte Juli soll eine weitere Neuerung schrittweise ausgerollt werden. So soll es innerhalb der ePA auch den elektronischen Medikationsplan (eMP) als Teil des digital gestützten Medikationsprozesses (diMP) geben. Dieser Schritt wird zunächst als Pilotphase in ersten Einrichtungen in den drei Modellregionen in Franken, Hamburg und in Teilen von NRW getestet. Der eMP soll perspektivisch den bundeseinheitlichen Medikationsplan (BMP) ablösen, welcher im Jahr 2016 eingeführt wurde. §31a SGB V regelt, dass Patienten Anspruch auf den BMP haben, wenn sie mindestens drei zulasten der gesetzlichen Krankenkassen verordnete, systemisch wirksame Arzneimittel gleichzeitig einnehmen oder anwenden. Diese Anwendung muss dauerhaft (mindestens 28 Tage) vorgesehen sein. Der eMP ist die digitale Version des BMP. Über die Inhalte des BMP hinaus können im eMP auch weitere medikationsrelevante Daten, wie Allergien und Unverträglichkeiten, Körpergewicht und der Kreatininwert aufgenommen werden. Der eMP enthält weiterhin zusätzliche Kommentarfelder und ermöglicht es, auch die frühere Medikation eines Patienten zu speichern, 
Weitere Ausbaustufen der ePA sollen in diesem Jahr folgen, dazu gehören die Volltextsuche und die Datenausleitung zu Forschungszwecken an das Forschungsdatenzentrum Gesundheit. Ab Anfang 2027 sollen alle Neuerungen bundesweit ausgerollt sein. 

Ratgeber: “Vorsorgen für Krisen und Katastrophen“
(BAG-Selbsthilfe, E-Mail vom 08.07.2026)

Der Ratgeber wurde vom Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK) herausgegeben. Die Publikation fasst Vorbereitungs- und Handlungsempfehlungen für verschiedene Notsituationen zusammen, darunter auch wichtige Tipps zur Vorsorge für Menschen mit Behinderungen. Zudem unterstützen Checklisten bei der Umsetzung. Deutschland ist eines der sichersten Länder der Welt. Dennoch erleben wir, dass auch in Deutschland Krisen unsere gewohnten alltäglichen Abläufe stören. Extreme Wetterereignisse nehmen zu. Durch Cyberattacken, Desinformation oder Sabotage finden Angriffe auf Infrastrukturen, Meinungsbildung und Zusammenhalt statt. Selbst ein Krieg scheint nicht mehr so ausgeschlossen zu sein wie noch vor einigen Jahren. Wenn etwas passiert, ist es besser, vorbereitet zu sein. Der Ratgeber kann unter folgendem Link bestellt oder heruntergeladen werden: 
https://www.bbk.bund.de/DE/Warnung-Vorsorge/Vorsorge/Ratgeber-Checkliste/ratgeber-checkliste_node.html

Opfer von E-Scooter-Unfällen gestärkt 
(kobinet Nachrichten vom 10.07.2026)

Der Bundestag hat am 09.07.2026 den Gesetzentwurf zur Haftung bei Unfällen mit Elektrokleinstfahrzeugen im Straßenverkehr beschlossen. Dazu erklärte die rechts- und verbraucherpolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Susanne Hierl: “Die Unfallzahlen mit E-Scootern sind in den vergangenen Jahren stark gestiegen. Nach einem Unfall bleiben Geschädigte bislang aber zu oft auf ihrem Schaden sitzen. Denn bisher haftet in der Regel nur die Fahrerin oder der Fahrer. Gerade bei Mietrollern lässt sich nachträglich häufig nicht mehr feststellen, wer gefahren ist und den Roller gefährlich abgestellt hat. Das ist ungerecht. Deshalb schließen wir die Lücke im Haftungsrecht. Künftig gilt bei E-Scootern die Halterhaftung“. Wer durch einen E-Scooter geschädigt wird, soll damit künftig seine berechtigten Schadensersatzansprüche einfacher und verlässlicher durchsetzen können. 

Bundestag stimmt nach hitziger Debatte GKV-Sparpaket zu 
(Deutsches Ärzteblatt vom 10.07.2026)

Das GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz ist mit 318 Stimmen aus der Regierungskoalition beschlossen worden. 284 Abgeordnete stimmten gegen das Vorhaben der Bundesregierung, vier enthielten sich, 24 Abgeordnete haben nicht abgestimmt. Die Koalitionäre sowie Bundesgesundheitsministerin Nina Warken betonten, dass die Einsparungen im Gesundheitswesen notwendig seien, um die Beitragssätze in der gesetzlichen Krankenversicherung stabil halten zu können. Die finanzielle Lage der GKV sei dramatisch und lasse keinen weiteren Aufschub zu. Hinsichtlich Inhaltes und Verfahrensfragen gab es Kritik von der Opposition. So ist z.B. für die Linksfraktion die Wertschätzung für Betroffene ein wichtiges Thema. Die Verbände hätten nur wenige Tage Zeit für Stellungnahmen gehabt, zahlreiche Änderungsanträge seien kurzfristig eingebracht worden und eine seriöse Beratung sei dadurch unmöglich gewesen. 
Im Gesetz gibt es Dutzende kleinteilige Regelungen, die in zahlreiche Bereiche des Gesundheitswesens eingreifen. Ein grober, nicht vollständiger Überblick: 

Beitragsbemessungsgrenze 
Sie soll einmalig um 300 Euro erhöht werden. Derzeit liegt sie bei 5.812,50 Euro. Bis zu dieser Schwelle des Brutto-Monatsgehalts werden Versicherungsbeiträge fällig. Die Erhöhung führt für betroffene Versicherte sowie deren Arbeitgeber zu höheren Kosten. 

Medikamente
Die seit mehr als 20 Jahren unveränderten Zuzahlungen für Medikamente in der Apotheke sollen erhöht werden – von derzeit fünf Euro auf 7,50 Euro. Der maximale Zuzahlungsdeckel soll von zehn auf 15 Euro steigen. 

Hautkrebsscreening 
Bislang haben gesetzlich Versicherte ab 35 Jahren alle zwei Jahre Anspruch auf eine Früherkennungsuntersuchung auf Hautkrebs. Dieser Anspruch soll vom G-BA überprüft werden. Hintergedanke ist, das Screening zielgerichteter aufzusetzen. Nach Aussagen der GKV-Reformkommission ist nicht belegt, dass das generelle Hautkrebsscreening für alle einen Nutzen hat. 

Homöopathie 
Homöopathische Arzneimittel sollen nicht mehr von den Krankenkassen als Satzungsleistung bezahlt werden dürfen. 

Kostenfreie Mitversicherung 
Bislang sind Ehepartner kostenfrei mitversichert, wenn sie über kein eigenes Einkommen verfügen. Das soll nun eingeschränkt werden. Die kostenfreie Mitversicherung soll nur noch gelten für Kinder, Eltern von Kindern unter 12 Jahren, Eltern von Kindern mit Behinderung, für pflegende Angehörige und Menschen oberhalb der Regelaltersgrenze. Für alle anderen mitversicherten Familienangehörigen muss ab 2028 ein Aufschlag von 2,5 Prozentpunkten auf den Beitragssatz gezahlt werden. 

Teil-Krankschreibung
Angesichts hoher Fehlzeiten im Job soll bei langwierigen Erkrankungen eine Teilkrankschreibung ermöglicht werden, wenn Beschäftigte und Arbeitgeber es möchten – mit 25,50 und 75 Prozent der Wochenstunden. 

Versicherteninformationen
Die Verwaltungs- und Werbeausgaben der Krankenkassen werden begrenzt. Die Kassen müssen ihre Versicherten nicht mehr über den Anstieg von Krankenkassenbeiträgen informieren. 

Zuckersteuer
Im kommenden Jahr soll die von der Bundesregierung geplante Zuckersteuer kommen. Hier wird von einem Steueraufkommen von 650 Millionen Euro ausgegangen. 

Zweitmeinung bei Operationen 
Bei bestimmten planbaren Operationen soll künftig verpflichtend eine zweite ärztliche Meinung eingeholt werden. So sollen Eingriffe reduziert werden, die medizinisch nicht unbedingt nötig sind. Die Zweitmeinungspflicht soll ab kommenden Jahr schrittweise eingeführt werden. Ohne eine zweite Arztmeinung könnten die Eingriffe dann nicht mehr abgerechnet werden. 

Umfrage zur digitalen Teilhabe von Menschen mit komplexem Unterstützungsbedarf 
(BAG-Selbsthilfe, E-Mail vom 14.07.2026)

Das Team des Bundesbeauftragten für die Belange von Menschen mit Behinderungen macht eine kleine Umfrage zur digitalen Teilhabe von Menschen mit komplexem Unterstützungsbedarf. Mit der Umfrage soll beleuchtet werden, wie Menschen mit komplexem Unterstützungsbedarf aufgestellt sind und was es braucht, um ihre digitale Teilhabe zu verbessern. Dabei geht es um drei Themen-Bereiche: 

1. Teilhabe an digitalen Medien
2. Teilhabe durch digitale Medien
3. Teilhabe in digitalen Medien 

Die Umfrage richtet sich an alle, die etwas zu dem Thema wissen und mitteilen wollen. Sie soll dem Team von Jürgen Dusel helfen, Eindrücke zu sammeln und einen Überblick zu verschaffen. Eine Veröffentlichung ist nicht geplant, die Inhalte werden aber in die Teilhabeempfehlungen von Jürgen Dusel einfließen. Die Umfrage läuft bis Ende Juli. 
Link zur Umfrage: https://www.behindertenbeauftragter.de/umfrage

Seminare & Veranstaltungen 

[bookmark: _Hlk207272685]Online-Webinar 2: “Sicherer Medien- und Kopfhörergebrauch“ 
(DSB, E-Mail vom 09.06.2026)

Termin:			13. August 2026				18:00 bis 19:30 Uhr

Veranstalter:	Deutscher Schwerhörigenbund e.V. (DSB)

Anmeldeschluss:	11.08.2026

Der DSB hat das neue Projekt „Hör hin! Hörprävention für hörbeeinträchtigte Menschen – Sensibilisierung und Prävention über Gesundheitsthemen im Hinblick auf Hörschädigungen“, bei welchem eine Reihe von Webinaren durchgeführt werden sollen gestartet. Mit Hilfe des Projekts sollen vermeidbare Hörschädigungen und Präventivmaßnahmen zum Schutzverhalten im Alltag aufgezeigt werden und dem Abbau von Stigmatisierung sowie zum Wissenstransfer und Austausch zwischen Referent*innen und Teilnehmenden dienen. In dem Seminar „Sicherer Medien- und Kopfhörergebrauch“ soll aufgezeigt werden, ob jemand ein Risiko-Hörer ist und welche Empfehlungen es zur maximalen Lautstärke und zur Nutzungsdauer bei Kopfhörern, inkl. einfacher Merksätze („Außenwelt noch hörbar“, Lautstärke-Limit am Smartphone) gibt. 

Anmeldung unter: https://schwerhoerigen-netz.de/anmeldung-zum-online-webinar/
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